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Ist er so gut wie 
der Schellen-Ursli? 
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Jahreshoroskop 2016 
Was die Sterne über Geld, 
Beruf und Liebe verraten 
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Mittelland Stark bewölkt, am Morgen 
Schneefall bis in die Niederungen. 
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Berge Starker bis stürmischer Westwind, 
Schneefallgrenze tagsüber bei etwa 1000 Metern. I 69° 111111111111111 

Tessin Trotz Wolkenfeldern recht sonnig. 
Längs der Alpen stärker bewölkt und Niederschläge. 

,1f 

Bundesrat plant 
/ 

chselin 
der Europa-Frage 
SVP und Wirtschaft zwingen die Regierung zur Einführung 
von Schutzklauseln. EU-Rahmenvertrag wird auf Eis gelegt 

Glosse 

Denis von Burg und 
Arthur Rutishauser 

Bern Bis jetzt war klar: Die Einwande­
rungsinitiative der SVP wird nur in 
Übereinstimmung mit der EU umge­
setzt. Doch jetzt plant der Bundesrat 
einen radikalen Strategiewechsel: Auch 
die einseitige Einführung von Einwan­
derungsbeschränkungen ist eine «ernst­
hafte Option». Dies bestätigen mehre­
re voneinander unabhängige Quellen. 
Der Entscheid soll schon nächsten 
Freitag, wenn das Thema im Bundes­
rat traktandiert ist, oder spätestens bis 
Ende Jahr fallen. 

Vorher wird der Entschluss in einem 
Konsultationsverfahren vorbereitet. 
Nächste Woche hat die zuständige Jus­
tizministerin Simonetta Sommaruga 
verschiedene Unternehmerpersönlich­
keiten sowie Arbeitgeber und Arbeit­
nehmerorganisationen zu Gesprächen 
eingeladen. Auch ein letztes Telefonat 
mit EU-Kommissionspräsident Jean­
Claude Juncker ist vorgesehen. Darin 
soll ausgelotet werden, ob es nicht doch 
noch eine Verhandlungslösung gäbe 
und wie die EU aufein unilaterales Vor­
gehen der Schweiz reagieren würde. 

P. S. Noch ist nicht aller Tage 
Abendland 

Im Vordergrund für eine autonome 
Umsetzung steht eine Schutzklausel, 
die im Bundeshaus als «relativ flexibel» 
beschrieben wird. Dahinter steckt 
ein Deal zwischen den Wirtschafts­
verbänden und der SVP, der den Bun­
desrat zum Handeln zwingt: Christoph 
Blocher besteht nicht mehr auf Einwan­
derungskontingenten und akzeptiert 
eine Schutzklausel. Die Wirtschaft ih­
rerseits besteht nicht mehr auf einer 
einvernehmlichen Lösung mit der EU. 
Swissmem-Chef und Economiesuisse­
Vrzepräsident Hans Hess sagt: «Vorerst 
ist es der Schweiz ja unbenommen, die 
Initiative einseitig umzusetzen. Je nach­
dem wird sich die EU sehr gut überle­
gen, ob sie deswegen die Bilateralen 
kündigen will.» 

Auch im Bundesrat sei man zur 
Überzeugung gelangt, so heisst es, 
dass Brüssel auf die einseitige Einfüh­
rung einer Schutzklausel nicht zwangs­
läufig mit der Kündigung der Bilatera­
len reagieren werde. Eine Weiterent­
wicklung des Vertragswerks mit einem 
Stromabkommen und einem Rahmen­
vertrag zur Streitbeilegung hat man 
im Moment abgeschrieben. 

Schweiz-6 

Arbeitslosigkeit: 
Schweiz überholt 

Deutschland 
Wer von Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, hat, sagen wir mal, 
zum Beispiel in der letzten Woche keinen Alkohol getrunken, keine 
Schweinswürste gegessen, kein Nikotin inhaliert und auch keinen 
Sugar konsumiert? Die Betreffenden bitte mal kurz aufstrecken! 
Jawoll, ich sehe da doch den einen oder anderen Finger in der 

Zürich Die Schweiz weist erst­
mals eine höhere Arbeitslosigkeit 
auf als Deutschland. Das gab es 
noch nie, seit die Daten gemäss 
Definition des Internationalen 
Arbeitsamts (ILO) international 
vergleichbar sind. Im dritten 
Quartal stieg die Arbeitslosen­
quote gemäss ILO in der Schweiz 
auf 4,9 Prozent, in Deutschland 
sank sie auf 4,5 Prozent. Die 
Schweiz leidet unter der anhalten­
den Frankenstärke. Wenn die Eu­
ropäische Zentralbank am Don­
nerstag wie allgemein erwartet 
eine weitere Lockerung ihrer ex­
pansiven Geldpolitik beschliessen 
wird, könnte die Nationalbank zu 
starken Devisenmarktinterventio-

Luft fuchteln. Von wegen vorgezogenen Ramadans (!!!) wegen der 
kommenden Festtagsgelage oder überhaupt wegen der Gesundheit 
oder was Sie sonst für fadenscheinige Ausreden haben mögen. 

Aber jetzt will ich Ihnen mal was sagen: Ja, sind Sie denn vom Affen 
gebissen?! Mit dem Klammerbeutel gepudert? Vom Elch gestreift? 
Ganz genau das wollen diese Leute doch nur. Dass wir aufhören mit 
unserer westlichen Lebensart. Mrt Frohsinn, Freiheit, Rausch, Exzess 
und Toleranz. Mit exakt dem, was unsere Kultur ausmacht und im 
Innersten zusammenhält Wenn wir aber das tun, dann haben sie 
schon gewonnen. Doch diesen Leuten, denen all das nicht passt, 
was uns heilig ist und die uns deshalb einschüchtern wollen, wo 
immer sie die Gelegenheit dazu finden, diesen Leuten müssen und 
wollen wir mal klipp und klar, schweizerdeutsch und deutlich sagen: 
Mir läbet öise weschtlichi Choleschterinwert. IS hin oder WHO her. 

Peter Schneider 
- -- ___ ..J _: ___ i:, ____ 1-;:_c ___ .J __ 
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Bern Bisher kam der Widerstand 
nur von rechts, jetzt wird der Lehr­
plan 21 auch von links unter Be­
schuss genommen.Neben der SVP 
gibt es neu eine Opposition von ei­
ner Gruppierung aus SP-Politikern, 
linksliberalen Lehrern und Pro-

Doppelt so viele 
Wegweisungen 
von Ausländern 

Bern Im vergangenen Jahr wären 
mit der Durchsetzungsinitiative 
doppelt so viele Ausländer mit 
Aufenthalts- und Niederlassungs­
bewilligung aus der Schweiz weg­
gewiesen worden als bei der Lö­
sung, die das Parlament verabschie­
det hat: 2195 statt 1088. Das zei­
gen neuste Zahlen des Bundesamts 
für Statistik. Gesamthaft wären bei 
der Umsetzung gemäss Parlament 
im letzten Jahr 3863 verurteilte 
ausländische Personen weggewie­
sen worden, bei der Durchset­
zungsinitiative 10210 Personen. 
Diese Gesamtzahlen beinhalten je­
doch auch Wegweisungen, die be­
reits mit dem bestehenden Auslän­
dergesetz durchgeführt werden 
1-!!---- T·Tl...-- ..l!- T'\ ____ L __ .._ _____ _ 

fessoren, die eine 30-seitige Streit­
schrift lanciert haben. Sie fordern, 
die radikale Schulreform dürfe 
nicht ohne demokratische Debat­
te durchgepaukt werden. 

Prominente Vertreter sind die 
Basler Ständerätin Anita Fetz, der 

Al-Qaida-Führer 
hofiert in Syrien 
IZRS-Mitglied 

Biel Nairn Cherni, 24, Vorstands­
mitglied des Islamischen Zentral­
rates der Schweiz (IZRS), traf im 
Oktober den Al-~ida-Ideologen 
Abdallah al-Muhaysini. Das Tref­
fen fand bei einem Syrienbesuch 
einer IZRS-Delegation statt. Unter 
dem Deckmantel der humanitären 
Hilfe reisten mehrere Schweizer 
Muslime nach Idlib und Aleppo 
und verteilten Lebensmittel. Im 
Anschluss fuhr Cherni weiter an 
die Front, wo er vom Top-Jihadis­
ten persönlich empfangen wurde. 
Ein bisher unveröffentlichtes Vi­
deo zeigt, wie sich die beiden über 
die Scharia unterhalten: «Wir sind 
gekommen, um die Fahne Allahs 
zu hissen. Und wir werden die 
C'_L __ :_ .J ____ L __ .._ ___ -:-L ... n __ -

Bieler Lehrer und GLP-Politiker 
Alain Pichard, die Erziehungs­
wissenschaftler Walter Herzog 
und Roland Reichenbach, der 
Kinderarzt Remo Largo und der 
Publizist Beat Kappeler. 

Schweiz - 2/3 

Wirtepatent: 
Beizer wieder 
zur Prüfung! 

Zürich Die obligatorische Wirte­
prüfung steht in mehreren Kan­
tonen wieder hoch im Kurs. Von 
Appenzell AR über Uri und 
von Graubünden über St. Gallen, 
Schwyz, Zug und Zürich wird die 
Wiedereinführung angestrebt. «Die 
Schwelle für den Einstieg in die 
Branche ist sehr tief», sagt 
Casimir Platzer, Präsident von 
Gastro Suisse. «Jeder denkt, er kann 
einen gastgewerblichen Betrieb 
führen.» Darunter würden Konsu­
mententhemen wie Hygiene und 
Arbeitsschutz leiden. Die Branche 
selbst ist gespalten. «Der freie 
Markt funktioniert bestens», sagt 
der Zürcher Gastronom Michel 
Peclard. Ob jemand gut wirtet, hän-
-- -·L ... ---- -·--- n .. .L. ___ -L 
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Editorial 

Die linken 
Schulpolitiker sind 
endlich aufgewacht 

Das war nun wirklich überfällig. Nachdem die 
gesamte Linke die Kritik am Schulwesen jahre­

lang darauf beschränkt hat, über angeblich feh­
lende Mittel zu jammern, kommt nun aus dieser 
Ecke endlich wieder ein kritischer Ansatz inhaltli­
cher Art. Völlig zu Recht. denn vor bald zehn 
Jahren sprach sich das Volk mit überwältigender 
Mehrheit für eine Harmonisierung des Schweizer 
Bildungswesens aus. Die sogenannte Bildungs­
verfassung verpflichtet seither die Kantone und 
den Bund zur Koordination und Zusammenarbeit 
im gesamten Bildungsbereich. Schuleintrittsalter. 
Schulpflicht, Dauer und Ziele der Bildungsstufen, 
Übergänge im System und die Anerkennung von 
Abschlüssen sollten gesamtschweizerisch gere­
gelt werden. Die Kantone sollten zwar die Schul­
hoheit behalten. Die Verfassung verpflichtet seit­
her jedoch die Kantone und den Bund zur Zu-

Es sollte 
einfacher 
werden, 
aber das 
Wirrwarr 
an den 
Schulen ist 
grösser 
denn je 

sammenarbeit. Alles in 
allem sollte das System 
vereinfacht werden, es 
sollte vor allem einfacher 
werden, wenn eine Fami­
lie mit Kindern von ei­
nem Kanton in einen an­
deren umzieht. 

Doch das Gegenteil ist 
passiert. Das Wirrwarr 
ist grösser denn je. Die 
Kantone streiten sich un­
tereinander mit viel Herz­
blut, wann denn nun ge-
nau wer mit welcher 

Fremdsprache beginnen soll -- obwohl alle wis­
sen, dass erstens der frühe Beginn nicht viel 
bringt und zweitens die Jugendlichen nach der 
Volksschule bestenfalls Englisch können und die 
Kenntnisse der zweiten Landessprache, sei es 
nun Deutsch oder Französisch, allen Förderungs­
massnahmen zum Trotz eine Katastrophe sind. 
Bei der Dauer und dem Ziel der Bildungsüber­
gänge gibt es inzwischen deutlich mehr Systeme 
als Kantone. Das geht mittlerweile so weit, dass 
die Lehrmeister den Zeugnissen der Sekundar­
schule nicht mehr trauen und eigene Tests 
durchführen. 

Was es braucht im Volksschulwesen, ist eine 
Rückbesinnung auf das Wesentliche, auch und 
gerade bei der Harmonisierung der Systeme. Die 
Eckpfeiler sind klar. Wann man mit welcher 
Fremdsprache beginnen soll, müsste dazugehö­
ren. denn wie soll sich sonst ein Kind in der 
neuen Schule zurechtfinden, wenn die Eltern den 
Kanton wechseln? Gleiches gilt für die Lernziele 
in Mathematik und in der Muttersprache. Dazu 
gehört auch der Zeitpunkt des Übertritts in die 
Sekundarstufe. Und jener ins Gymnasium und die 
Antwort auf die Frage, ob es dazu eine Prüfung 
braucht. Der Rest ist geregelt durch die Anforde­
rungen an die Berufsabschlüsse oder die Matur. 
Doch all das haben die Bildungspolitiker mit ih­
ren Beamten nicht geschafft und stattdessen 
einen neuen Lehrplan mit 363 Kompetenzen und 
2304 Kompetenzstufen für Nebensächlichkeiten 
erfunden. Für Schüler gäbe es bei so einem 
Resultat eine 2. 

Arthur Rutishauser, 
Chefredaktor 

arthur.rutishauser@sonntagszeitung.ch 
www.facebook.com/sonntagszeitung 
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Mengenlehre lesen durch Schreiben Integrative Schulung Die grosse 
«Reformitis»: 
Umstrittene 

Reformen 
in Schweizer 

Schulen 

«Wenn drei Leute im Raum sind und 
fünf rausgehen, dann müssen zwei 
hinein, damit der Raum wieder leer 
ist.» --Die Mengenlehre sollte den 
Mathematikunterricht in den 
1970er-Jahren revolutionieren, trieb 
Schüler und Eltern aber eher zur 
Verzweiflung. Die Reform erreichte 
keines der versprochenen Ziele und 
wurde nach und nach aus den 
Schulzimmern verbannt. 

«lesen durch Schreiben» wurde 
Anfang der 1980er-Jahre vom 
Schweizer Reformpädagogen Jürgen 
Reichen entwickelt. Es lässt Kinder 
individuell und nach eigenem Tempo 
das Schreiben lernen. 
Rechtschreibregeln werden erst 
später gelernt. Das führt zu teils 
katastrophalen Resultaten, vor allem 
schwache Schüler leiden darunter. 
Ähnlich ist die Kritik gegenüber dem 
Konzept «Schreiben nach Gehör». 

Seit gut zehn Jahren gilt das Prinzip, 
Kinder mit Behinderungen oder mit 
Lernschwierigkeiten nicht mehr in 
Sonder- und Kleinklassen zu 
unterrichten, sondern möglichst in die 
Regelklassen zu integrieren. Die 
anfängliche Begeisterung ist 
verflogen. Weil die Integration 
vielerorts Teil einer Sparübung war, 
fehlen nun oft die nötigen Ressourcen. 
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Nach der Kritik aus konservativen Kreisen 
kommtjetzt die Kampfansage der Linken: 
Für sie ist der Lehrplan 21 praxisfern, viel 

zu teuer und politisch nicht legitimiert 

Nadja Pastega, Armin Müller 

Bern Jetzt wird sogar Remo Largo 
ungeduldig. Der berühmteste 
Schweizer Erziehungsratgeber, 
Kinderarzt und Buchautor sagt: 
«Es ist höchste Zeit für das Einge­
ständnis, dass wir einen kostspie­
ligen und nicht kindgerechten päd­
agogischen Irrweg eingeschlagen 
haben.» Kam die Opposition ge­
gen den Lehrplan 21, das neue 
Regelwerk für die Schulen der 
Deutschschweizer Kantone, bisher 
in erster Linie aus der SVP, formiert 
sich nun auch breiter Widerstand 
aus liberalen und linken Kreisen. 

Eine Gruppierung von SP­
Politikern, linksliberalen Profes-

soren und Lehrern schaltet sich mit 
einer 30-seitigen Streitschrift in die 
Debatte ein. «Einspruch!» lautet 
der Titel der Kampfbroschüre. 

Die Oppositionsgruppe agiert 
unter Federführung des Bieler Leh­
rers und GLP-Politikers Alain 
Pichard, der bereits das lehrplan­
kritische Memorandum «550 ge­
gen 550» initiierte. Zum rund 
20-köpfigen Autorenteam der 
Streitschrift gehören die Basler SP­
Ständerätin Anita Fetz, der ehe­
malige Parteipräsident der SP Ba­
sel, Roland Stark, sowie Walter 
Herzog, emeritierter Professor am 
Institut für Erziehungswissen­
schaften der Universität Bern, und 
Roland Reichenbach, Zürcher Uni-

professor und Präsident der 
Schweizerischen Gesellschaft für 
Bildungsforschung. Zu Wort mel­
den sich auch die Politologin Re­
gula Stämpfli, der Publizist Beat 
Kappeler, der Philosophieprofes­
sor Peter Bieri, Autor des Bestsel­
lerromans «Nachtzug nach Lissa­
bon», sowie Bestsellerautor Remo 
Largo. 

Öffentliche Debatte wurde nie 
geführt 

Der neue Lehrplan werde durch­
gedrückt, «ohne dass irgendein 
Parlament oder eine demokratisch 
legitimierte Instanz dazu irgendet­
was sagen konnten», lautet die 
Kritik. Der neue Bildungsentwurf 

sei politisch nicht legitimiert. Es 
handle sich um ein behördlich in 
die Welt gesetztes Dokument -­
eine öffentliche Debatte habe nie 
stattgefunden. 

Bisher war der Lehrplan 21 ein 
Expertenprojekt, das vor allem die 
Eidgenössische Erziehungsdirek­
torenkonferenz (EDK) interessier­
te. Die Zentralinstanz des Schwei­
zer Bildungsföderalismus verord­
net den Schulen mit dem neuen 
Regelwerk eine Radikalkur. In 
allen 21 Deutschschweizer Kanto­
nen soll künftig ein einheitlicher 
Lehrplan gelten. 

Gleichzeitig hält in den Schul­
stuben ein neues Bildungssystem 
Einzug: Der Lehrplan beschreibt 

Widerstand gegen 
Lehrplan 21 in 
den Kantonen 

In 13 Kantonen wurden Volks­
initiativen gegen den Lehrplan 21 
gestartet. Bereits zustande 
gekommen sind sie in den 
Kantonen Zürich und Aargau. 
Auch in Schwyz wurde sie bereits 
eingereicht, aber auf Antrag der 
Regierung für ungültig erklärt, 
da sie gegen «übergeordnetes 
Recht» verstosse. In St. Gallen ist 
eine Initiative Austritt aus dem 
Harmos-Konkordat zustandege­
kommen, um auf diesem Weg 
die Einführung des Lehrplans 21 
zu verhindern . 

• Initiativen gestartet oder bereits zustande gekommen 

- Initiativen in Vorbereitung 

Bisher keine Opposition 

SoZ Candrian; Quelle: Komitee <tJa zu einer guten Bildung- Nein zum Lehrplan 21 i, D Die Romandie und das Tessin haben einen eigenen Lehrplan 



Altersdurchmischtes 
lernen 

Statt in Jahrgangsklassen sollen die 
Schüler in altersdurchmischten 
Klassengemeinschaften lernen, also 
werden zwei oder drei Klassen im 
gleichen Schulzimmer unterrichtet. 
Was von den Behörden als modern 
und pädagogisch fortschrittlich gelobt 
wird, entpuppt sich in der Praxis meist 
als Sparübung mit schwerwiegenden 
Problemen für Schüler und Lehrer. 

nicht mehr, welche Inhalte die Leh­
rer unterrichten sollen, sondern 
welche «Kompetenzen» die Schü­
ler beherrschen müssen. 

Nach offizieller Zählung enthält 
der neue Lehrplan 363 Kompeten­
zen und 2304 Kompetenzstufen. 
Dabei sollen nicht mehr Lösungen 
von Problemen gelehrt werden, 
sondern der Prozess des Problem­
lösens. Die Schüler sollen nicht 
Wissen lernen, sondern «reflektie­
ren». DasModewortfindetsich im 
480-seitigen Werk nicht weniger 
als 146-mal. Auch sonst zeigt sich 
der Lehrplan auf der Höhe des Zeit­
geists: Der Begriff «nachhaltig» 
taucht 76-mal auf. Die Kritiker 
zweifeln, ob sich Kompetenzen 

Lehrplan 21 3 

Frühe Sprachförderung Pisa Harmos Lehrerinnen und Lehrer 

Frühenglisch oder Frühfranzösisch 
stehen in den Bildungsbürokratien hoch 
im Kurs. Doch die hohen Erwartungen 
konnten nicht erfüllt werden. 
Untersuchungen zeigen, dass der 
Vorsprung der Kinder mit frühem 
schulischem Fremdsprachenunter­
richt nach kürzester Zeit verschwindet 
und dass ein konzentrierter, späterer 
Fremdsprachenunterricht mehr 
bringen würde. 

2001 veröffentlichte die OECD ihren 
ersten internationalen Vergleich des 
Lernerfolgs. So lassen sich die 
Leistungen von Schülern aus Arbon am 
Bodensee bis Zara in der Turkei simpel 
auf einer eindimensionalen Skala 
abbilden. Erfahrungen mit der 
Testresultat-gesteuerten 
Bildungspolitik in den USA sind 
allerdings schlecht. 

Mit der Interkantonalen Vereinbarung 
über die Harmonisierung der 
obligatorischen Schule, kurz Harmos, 
werden die kantonalen Schulsysteme 
einheitlicher geregelt. Für Familien mit 
schulpflichtigen Kindern soll damit der 
Umzug von einem Kanton in einen 
anderen einfacher werden. Dieses Ziel 
wurde verfehlt, da sich die 
Deutschschweizer Kantone beim 
Fremdsprachenunterricht nicht 
einigen konnten. 

«Die Schulen sind nicht so gut wie ihre 
Reformen, sondern so gut wie ihre 
Lehrer», sagt Rolf Dubs, ehemaliger 
Professor für Wirtschaftspädagogik. 
Obwohl wissenschaftlich erwiesen ist, 
dass die Lehrpersonen hauptsächlich 
für den Lernerfolg der Schüler 
verantwortlich sind, kümmern sich die 
meisten Reformen um alles andere als 
um die Lehrer. Im Lehrplan 21 werden 
sie zu Lerncoaches degradiert, 
fürchten viele Lehrer. 

überhaupt so aufbauen lassen, wie 
es der Lehrplan vorgibt. «Es gibt 
keine wissenschaftliche Untersu­
chung, die das belegt», sagtAlain 
Pichard. Der Bieler Lehrer und sei­
ne Mitstreiter fürchten vor allem, 
dass künftig «Standardisierung 
und Testerei» den Schulalltag prä­
gen werden. Denn der Lehrplan 
schafft die Voraussetzung für na­
tionale Leistungskontrollen. «Es 
ist absehbar, dass im Unterricht 
nur noch behandeltwird, was zum 
guten Abschneiden in den Tests 
nötig ist», sagt Pichard. 

Das sogenannte selbst gesteu­
erte Lernen sei im Lehrplan 21 
Trumpf, kritisiert die Opposition 
weiter. Das benachteilige ausge-

rechnet die schwachen Schüler. Mit 
ihrer Streitschrift, die in einer Auf­
lage von 1000 Exemplaren 
gedruckt wird, wollen die Lehr­
plankritiker eine «längst fällige 
öffentliche Diskussion» anstossen. 
Kein bisher bekannter Lehrplan 
mache «dermassen rigide Vorga­
ben» wie das neue Regelwerk, hal­
ten sie fest. Diese «überbordende 
Detailliertheit» zeige, dass der 
Lehrplan zu einem «Kontrollor­
gan» umfunktioniert werden sol­
le, um Einfluss auf die Unterrichts­
gestaltung zu nehmen. Der Lehr­
plan 21 «ist Auswuchs einer Bil­
dungspolitik, die sich masslos 
überschätzt, ihre Kompetenzen 
sträflich überschreitet und der 

Schule damit mehr Schaden als 
Nutzen zufügt», sagt der Erzie­
hungswissenschaftler Walter 
Herzog. 

Es droht ein grosser 
Flickenteppich 

Bereits in 13 Kantonen laufen 
Volksinitiativen gegen den Lehr­
plan 21. Das jüngste Beispiel: Im 
Kanton Zürich wurde die Initiati­
ve am Freitag eingereicht. In den 
Komitees sitzen besorgte Eltern, 
skeptische Lehrer und Politiker mit 
SVP-Parteibuch. 

Die Argumente der Volkspar­
tei gegen den Lehrplan sind teil­
weise die gleichen, wie sie jetzt 
linksliberale Kreise formulieren: 
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•kaufkraftberelnlgt 
(obllgatorlsche Schulzeit) 

praxisferne, umstrittene Kompe­
tenzorientierung, massive Ein­
griffe in die Methodenfreiheit der 
Lehrer und steigende Kosten. Be­
reits heute leistet sich die Schweiz 
weltweit eines der teuersten Bil­
dungssysteme. Der neue Lehrplan 
bringe einen weiteren Kosten­
schub, sagt Pichard: «Das Geld 
fliesst in Strukturreformen, Wei­
terbildungen, Testentwicklung 
und neue Lehrmittel. Es fliesst in 
die Taschen der Pädagogischen 
Hochschulen und von Bildungs­
experten.» 

Die Schweizer Bevölkerung hat 
2006 Ja gesagt zu einer Harmoni­
sierung der Schulen. Eine Annä­
herung der Bildungssysteme soll-
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te verhindern, dass in Zukunft ein 
Umzug von einem Kanton in den 
anderen für Eltern und Kinder in 
einem Bildungsfiasko endet. Die 
Schweizer stimmten einem Verfas­
sungsartikel zu, der vorsieht, dass 
das Schuleintrittsalter, die Dauer 
der Schulstufen, deren Ziele und 
übergänge einheitlich sein sollen. 
Von einem Reform-Lehrplan, der 
nicht mehr auf Inhalte, sondern 
auf Kompetenzen beruht, war 
nicht Rede. 

Bislang, so Pichard, werde jede 
Kritik am Lehrplan 21 «in die kon­
servative Ecke gestellt» und als 
«konservative Meinungsmache 
schubladisiert». Die Kampfansage 
von links soll das nun ändern. 

Banal bis ambitioniert: Das müssen die Schüler beherrschen 
Der Lehrplan 21 listet die zu erwerbenden Kompetenzen detailliert auf- Beispiele aus dem neuen Regelwerk 

Der Lehrplan 21 listet die Kompetenzen 
auf, die in der Schule erworben werden 
sollen. Einige sind hochambitioniert, an­
dere äusserst banal. 

Deutsch: Leseverhalten 
«Die Schülerinnen und Schüler können 
sich mithilfe gezielter Fragen darüber aus­
tauschen, welche Leserinteressen sie ha­
ben, und können so ihre Lektüreauswahl 
in der Bibliothek, in der Leseecke reflek­
tieren.» 

Deutsch: Literarische Texte 
« ... können ein Buch auswählen, indem sie 
in verschiedenen Büchern schnuppern 

(z. B. durchblättern, Anfang oder Schluss 
lesen).» 
« ... können sich darauf einlassen, immer 
wieder neue Bilderbücher, Hörbücher, 
Hörspiele, Filme anzuschauen, zu lesen, 
zu hören und darüber zu sprechen.» 

Natur und Technik 
« ... können Stoffe als globale Ressource er­
kennen und nachhaltig damit umgehen.» 

Mathematik 
« ... können mit der Schere Streifen, Ecken 
und Rundungen schneiden und sammeln 
Erfahrungen mit Scherenschnitten.» 
« ... könnenden Computer zur Erforschung 

geometrischer Beziehungen nutzen (z. B. 
die Lage des Umkreismittelpunkts bei 
spitzwinkligen, rechtwinkligen und 
stumpfwinkligen Dreiecken).» 

Ethik, Religionen, Gemeinschaft 
« ... können am Ort und auf Reisen reli­
giöse Spuren oder religiöse Stätten identi­
fizieren und in ihrem Kontext betrachten.» 

Wirtschaft, Arbeit, Haushalt 
« ... können unterschiedliche Einflüsse 
auf die Gestaltung des Konsumalltages 
erkennen und benennen sowie deren 
Bedeutung für das eigene Konsumieren 
reflektieren (z. B. Marktangebot, fi-

nanzielle Ressourcen, Medien, soziales 
Umfeld).» 
« ... setzen sich mit Fragen der zukünftigen 
Ernährungssicherheit einer steigenden 
Weltbevölkerung auseinander.» 
« ... können Essen und Trinken unterschied­
lichen Situationen anpassen und varian­
tenreich gestalten.» 

Räume, Zeiten, Gesellschaften 
« ... können die Anliegen des nachhalti­
gen Tourismus erklären und reflektieren 
sie in Bezug auf die eigene Feriengestal­
tung.» 
« ... können sich über den Klimawandel 
informieren, Ursachen erläutern und 

Auswirkungen des Klimawandels auf 
verschiedene Regionen der Welt, insbe­
sondere die Schweiz, einschätzen.» 

Natur, Mensch, Gesellschaft 
« ... können den Gebrauch von Sagen und 
Mythen in der aktuellen Gegenwart 
kritisch reflektieren.» 
« ... können Konsumgüter als Statussym­
bole und als Zeichen der Zugehörigkeit 
oder Abgrenzung von Gruppen erkennen.,, 
« ... können Formen des Unterwegs-Seins 
von Menschen, Gütern und Nachrichten 
erkunden sowie Nutzen und Folgen des 
Unterwegs-Seins für Mensch und Umwelt 
abschätzen.» 
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